
 

 

 

 

A n t r a g 09.03.2022 73/2022 

Bezeichnung ö nö öbF 

 

Antrag der FDP-Fraktion vom 05.03.2022; Erstellung einer Szenario-

analyse über die prognostizierten Auswirkungen am Kapitalmarkt (Er-

höhung der Kreditzinsen) 
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B e r a t u n g s f o l g e Abstimmungsergebnis 

Gremium Datum Ja Nein Enth 

Ausschuss für Finanzen, Personal und Wirtschaft 12.05.2022 Siehe Seite 2 

Verwaltungsausschuss 18.05.2022    

Rat 24.05.2022    
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A n t r a g s t e x t 73/2022 

 

Die Verwaltung erstellt eine Szenarioanalyse über die Auswirkungen der prognostizierten Entwick-

lungen am Kapitalmarkt (Erhöhung der Kreditzinsen). Dabei sollte mindestens ein moderater 1 % 

Zinsanstieg, ein heftiger Zinsanstieg (3 %) simuliert und ein Übergang von einer flachen zu einer 

steilen Zinsstrukturkurve aufgezeigt werden. 

 

B e g r ü n d u n g 73/2022 

 

Die Entwicklung an den Kapitalmärkten macht es sehr notwendig, eine Szenarioanalyse durchzu-

führen, aus der ersichtlich wird, wie sich Zinserhöhungen in Zukunft auf unsere Haushalte auswir-

ken. 

Die derzeit zu beobachtenden Zinssteigerungen sind erheblich, aber vermutlich nur die Spitze des 

Eisbergs. 

Während in den USA und vielen anderen Ländern die Leitzinsen der Notenbanken bereits angeho-

ben wurden, haben wir in der Eurozone bisher immer noch einen politisch gewünschten Nullzins.  

Diese Situation wird jedoch nicht stabil bleiben. Die jüngsten Bewegungen an den Zinsmärkten, 

auch im Euroraum, und an den korrespondierenden Devisenmärkten deuten eindeutig auf einen 

schnellen und kräftigeren Zinsanstieg hin. 

Ursache hierfür sind die extrem steigenden Energiepreise, die starken Belastungen der öffentlichen 

Haushalte durch die Kosten im Zusammenhang mit der Corona Pandemie und in Europa, speziell in 

Deutschland, die wachsenden kosten für die Verteidigung (ca. 3 % des BSP). 

Weitere Begründungen erfolgen mündlich. 

 

 

Ä n d e r u n g e n   /   E r g ä n z u n g e n 73/2022 

Ausschuss für Finanzen, Personal und Wirtschaft am 12.05.2022 

Herr Güsgen zog den Antrag 73/2022 zurück, da die Verwaltung alle Fragen mit der Mitteilungsvor-

lage 107/2022 beantwortet habe. Vorlage endet damit, keine weitere Beratungsfolge! 

 

 


